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BONNER BÜHNE

Wer wird wo was?
B ei der Besetzung der Schlüsselposi-

tionen im Kabinett ändert sich nichts,
bei den Hintermännern und in den Par-
teien sind manche Positionen ins Gerede
gekommen. Ein Amt jedenfalls hat der
FDP-Vorsitzende Genscher wieder inter-
essant gemacht, als er plötzlich erklärte,
die Liberalen brauchten wieder einen Ge-
neralsekretär. J

In der FDP rätselt man noch immer,
wie Genscher sich dieses Amt vorstellt
und wen er dafür im Auge hat. Nach
dem Rücktritt von Bangemann ist die
Funktion des Generalsekretärs in Arbeits-
teilung von Genscher und seinen beiden
Vertrauten, Gerwald (Pressesprecher) und
Verbeugen (Leiter eines Arbeitsstabs im
Auswärtigen Amt), wahrgenommen wor-
den. Die Schwierigkeit für Genscher be-
steht darin, daß es niemanden in der FDP
gibt, der sich in dieses Amt drängt, auch
nicht der ..derzeitige Parlamentarische
Staatssekretär im Innenministerium, Ger-
hart Baum, der oft in diesem Zusammen-
hang genannt wird.

Ähnliche Schwierigkeiten gibt es bei
der Nachfolge des Staatsministers im
Auswärtigen Amt, Karl Moersch, der die
Rückkehr ins Parlament nicht geschafft
hat. Die beste Qualifikation für das Amt
brächte wohl der Berliner Abgeordnete
Hoppe mit, aber er würde in der kleinen
FDP-Fraktion an allen Ecken und Enden
fehlen., - , ' , , - ' _

Das Personaltableau wird für Gen-
scher noch etwas komplizierter, weil die
Beurlaubung des FDP-Sprechers Gerwald
von seinen Geschäften im Deutschland-
funk am 30. November abläuft, der Ver-
trag des Parteigeschäftsführers Hof mann
auf das Jahresende terminiert ist und
Genschers alter eg^o, Günter Verbeugen,
seiner gegenwärtigen Funktion müde z,u
werden scheint: „Ich hab' es getragen sie-
ben Jahr..."

fr-

So, wie sich die FDP mit dem Ge-
neralsekretär schwertut, geht es der SPD
mit ihrem Geschäftsführer. Das Amt ist
seit Börners Berufung nach Hessen ver-
waist.

Nach Meinung von Insidern muß der
Geschäftsführer drei Kriterien genügen:
Er muß fähig Am Ausgleich zwischen
Gruppen und Personen sein, er muß
Kampagnen, vor allem den Wahlkampf,
organisieren können, und er muß drittens
die Organisation der Partei wieder in
Schwung bringen, die finanziell, perso-
nell und in der Effektivität beträchtlich
hinter der CDU und meilenweit hinter
der CSU zurückgeblieben ist.

Börner ist dem ersten Kriterium sehr
gut gerecht geworden, dem zweiten weit
besser, als das Vorurteil will; die Schwä-
chen des SPD-Wahlkampfs gingen nur
2um kleinen Teil auf seine Kappe. Für
die Basis und die Organisation der Partei
aber hat Börner nicht übermäßig viel Zeit
aufgewendet; dafür war er im eigenen
Wahlkreis zu fleißig.

Bruno Friedrich und Horst Ehmke,
die für das Amt genannt wurden, tun
sich mit dem ersten Kriterium schwer.
Sie haben zu viele einflußreiche (wenn
auch verschiedene) Gegner. Wischnewski,
der schon einmal mit mittlerem Erfolg
das Amt innehatte (1968—1972) und
dem nachgesagt wird, die Rolle eines
Staatsministers unter Genscher begeistere
ihn nicht übermäßig, hält sich zurück,
ebenso auch Minister Rohde. Auch Kurt
Gscheidle ist ins Ratespiel geraten: ein
vorzüglicher Organisator und ein ge-
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nauer Kenner der Partei, der in der Not- ,
Standsdiskussion der SPD auch aus einer
schwierigen Ecke herausgeholfen hat» Er
müßte freilich gegen das Vorurteil an-s
kämpfen: als Minister gescheitert, . .für'
die Partei noch gut genug. :

Noch immer ist nicht entschieden, -ob
Willy Brandt die Präsidentschaft \ der So-
zialistischen Interhationafo überliimmt.
Die Hoffnung, (daß ihnvP.alme die Ent-
scheidung abnehmen werde, hat getro-
gen; der schwedische Oppositionsführer
will nur Vizepräsident werden. Gedrängt
wird Brandt von vielen,, der Kanzler
wäre dem Plan nicht abgeneigt, bei
Brandt selber aber überwiegen: die Be-
denken: Aus dem weit überschätzten .po-
litischen Verein der Sozialistischen Interr
nationale ein brauchbares politisches 'In-
strument zu machen, würde viel Zeit
und Energie erfordern, und davon hat
ein SPD- Vorsitzender nicht viel zu ver-
schenken. Außerdem besteht die, Gefahr,
daß über Brandt sämtliche internationale
Querelen des Sozialismus in die deut-
sche Innenpolitik transportiert würden.
Die Opposition würde ihn jedenfalls da-
für haftbar machen. , '

Die knapp gewordenen Mehrheiten
schlagen auch auf die Arbeit des Bun-
destags durch. Die ursprüngliche Befürch-
tung, im Vermittlungsäusschuß werde
statt des Patts eine Mehrheit der Union
entstehen, hat sich allerdings nicht be-
wahrheitet. Dagegen will es die mathe-
matische Gesetzmäßigkeit, daß beim jet-
zigen Verteilungsschlüssel die Mehrheit
bei den vier Ausschüssen mit 17 Mit-
gliedern (z. B. Forschung und Techno-
logie) an die Opposition fallt. Die Ge-
schäftsordnung schreibt indes vor, daß
die Mehrheitsverhältnisse der Ausschüsse
denen im Plenum entsprechen müssen;
also muß die Verteilung zugunsten der
Koalition korrigiert werden.

Ginge es rein mechanisch nach 'dem
Verteilungsschlüssel, müßte sich auch die
Zusammensetzung des Bundestagspräsi-
diums ändern (bisher SPD: 2, CDU/
CSU: 2, FDP: 1). Für diese Verteilung
ebenso wie für die Bestellung des Präsi-
denten gibt es keine rechtlich bindende
Vorschrift. So wird man sich wohl am
Ende auf beiden Seiten kulant .zeigen:
Ein Oppositionspolitiker löst die SPD-
Präsidentin, Frau Renger, ab — die
FDP- Vizepräsidentin, Frau Funcke, kann
im Amt bleiben. ' "

Am 10. November, wird der Bundes-
tag gesetzgeberische Aufräumungsarbeit
leisten.' Elf Gesetze, die nach der letzten
Bundestagssitzung vom Vermittlungs-
ausschuß bearbeitet wurden, sind nun
verabschiedungsreif. In eigener Sache in-
des tut sich der Bundestag schwerer: We-
der ist sicher, daß die neue Geschäftsord-
nung noch verabschiedet wird (sie macht
unter anderem wieder einmal den Ver-
such, durch zwingendere Vorschriften
über die Redezeit die Debatten zu straf-
fen). Noch passiert das Gesetz über die
Rechtsstellung der Abgeordneten, besser
bekannt unter dem Namen „Diätenge-
setz", das Parlament. Den Entwurf in
der jetzigen Form zu verabschieden wäre
zwar einem Skandal gleichgekommen.
Ihn aber auf die lange Bank zu schieben,
scheint auch nicht besser.

Rolf Zundel

Der Machtkampf dauert an: Nationalistenführer Nkomo möchte die Verfassungskonferenz vertagen Aufnahme: AP

In Rhodesien stehen die Zeichen auf Kampf
Knapp drei Wochen nach der Veröf-
fentlichung und Annahme des Kissin-
ger-PIanes für Rhodesien durch den
rhodesischen Premier lan Smith ist
noch immer nicht klar, ob die geplante
Konferenz am 25. Oktober in Genf
beginnen kann.

O ffensichtlich sind sich die schwarzen
Nationalistenführer nicht einig, ob

sie Vorbedingungen für das Zusammen-
treten der Rhodesien-Konferenz stellen
sollen, und wenn ja, welche. Zwar haben
sich am Wochenende überraschend die
zerstrittenen Chefs der Zimbabwe Afri-
can Pepple's Union (ZAPU), Joshua
Nkomo, und der Zimbabwe Ajrican Na-
tional Union (ZANU), Robert Mug'abe,
zu einer „gemeinsamen patriotischen
Front" zusammengeschlossen, um am
Konferenztisch als geschlossene Fraktion
verhandeln zu können.

Doch dies sieht weniger nach vernunft-
diktierter Versöhnung denn als Schach-
zug gegen den dritten Anwärter auf das
neue schwarze Premierministeramt aus. In
der vergangenen Woche ist nämlich plötz-
lich unter dem Jubel von 100 000 seiner
Anhänger ein politisch bereits totgesagter
Mann nach ISmonatigem Exil wieder in
Rhodesien aufgetaucht. Der Führer der
African National Coundl, (ANC) Exil- .
Bewegung, Bischof Abel Muzorewa,
lehnte die amerikanisch-britischen Pläne
für Rhodesien ab und meldete seine An-
sprüche auf die Führerschaft an.

Im gleichen Tenor forderten deshalb
auch, Nkomo und Mugajjje die sofortige
und totale Übergabe der Macht an die
schwarze Mehrheit und, als Vorbedingung
für eine verfassunggebende oder regie-
rungsbildende Konferenz, die Entlassung
aller politischen Häftlinge, Abschaffung
der Wehrdörfer, Zulassung aller politi-
schen Gruppen, Aufhebung des Not-

standsrechts, Suspendierung aller politi-
schen Prozesse und Freilassung aller zum
Tode verurteilten Freiheitskämpfer sowie
die ungehinderte Rückkehr aller Freiheits-
kämpfer nach Rhodesien.

Doch bereits einen Tag später wackelte*
die starre Front bereits vieder. Nkomo:
„Hauptsache ist das Zusundekommen ei-
ner Übergangsregierung." Doch gerade in
'diesem Punkt herrscht keine Klarheit. lan
Smith erklärte in einem Neuisweek-Inter-
view, alle von ihm verbündeten Bedin-
gungen für eine zweijährige Interimsre-
gelung vor Übergabe der Macht an die
Schwarzen, also auch die Forderung, daß
vorher alle Kampfhandlungen gestoppt,
das UN-Embargo gegen Rhodesien auf-
gehoben, daß -Armee- und Sicherheitsmi-
nisterium vorerst in weißer Hand blei-
ben müßten, entsprächen ien Vorschlägen
von Außenminister Kissingef.

Dieser will sich allerdhgs darauf nicht
genau festlegen lassen. Auf die Frage, war-
um denn die fünf „Frontstaaten"-Präsi-
denten Neto, Kaunda, Khama, Nyerere
und Machel zwei Tage mth Bekanntgabe
.des sogenannten Verhandlungspakets die

darin enthaltenen Vorschläge abgelehnt
haben, erklärte er lediglich, die „grund-
sätzlichen" Punkte seien akzeptiert wor-
den. Die Präsidenten wollten.keine Vor-
bedingungen stellen.

Dennoch ist der Kissinger-Initiative
der Wind aus den Segeln genommen wor-
den. Daran ändert auch die seiner Reise
ähnelnde Pendeltour des amerikanisch/
britischen Staatssekretär-Duos Schaufele—
Rowlands nichts, die eher dazu gedacht
war, die Mission des amerikanischen Au-
ßenministers nicht völlig in Vergessen-
heit geraten zu lassen.

So bleibt auf der einen Seite das, was
von Kissinger vage als „konzeptioneller
Durchbruch" bezeichnet wird und bei den
weißen Rhodesiern verständlicherweise
einen schalen Nachgeschmack hinterläßt.
Auf der anderen Seite dagegen steht die
von Moskau unterstützte These der An-
golaner und Mocambiquaner, daß es
dumm wäre, das bisher erreichte kampflos
aufzugeben. Auf Kampf ist denn auch die
Mehrzahl der schwarzen rhodesischen
Nationalisten programmiert.

Gabriele Venzky

„Heißer Herbst11 in Spanien

„Zwei voneinander unabhängige Staaten'1
Oskar Fischer, DDR-Außenminister,
sagte in seiner Rede vor der 31. UN-
VoUversanunlung in New York unter
anderem:

r Jemand wird zum Vorteil gereichen,
| die mit der Schlußakte (von Helsinki,

d. Red.) dokumentierte und besiegelte
europäische Nachkriegsordnung wieder in
Frage zu stellen und dem höchsten Forum
der Vereinten Nationen etwas vorzugau-
keln, das nichts mit der Realität zu tun
hat. Es ist allbekannt: Die Deutsche De-
mokratische Republik und die Bundesre-
publik Deutschland sind zwei voneinan-
der unabhängige souveräne Staaten. Ihre
Mitgliedschaft int den Vereinten Natio-
nen legt davon beredtes Zeugnis ab. Das

Volk der Deutschen Demokratischen
Republik hat sich in freier Selbstbestim-
mung für immer für den Sozialismus und
die Zugehörigkeit zu den Staaten der so-
zialistischen Gemeinschaft entschieden.
Die westliche Grenze der Deutschen De-
mokratischen Republik trennt zwei Staa-
ten, die völlig verschiedenen sozialen Sy-
stemen und Bündnissen angehören.

Die Sicherheit der Staaten ist und
bleibt vor allem die Sicherheit ihrer Gren-
zen. 'Sie zuverlässig zu gewährleisten,

. sind — die Schlußakte von Helsinki for-
dert das — alle Seiten gleichermaßen ver-
pflichtet. Niemand kann aus dieser Ver-
antwortung entlassen werden. Daran soll-
te sich erinnern, wer den völkerrechtli-
chen Charakter dieser Grenze zu leugnen
und damit verantwortungslos Provoka-

tionen (an ihr zu decken versucht. Nur
eine Politik, die auf jede Anmaßung ver-
zichtet und die Realitäten respektiert,
entspricht den Zielen und Aufgaben der
Weltorganisation.

Als sozialistischer Staat will die Deut-
sche Demokratische Republik in Ruhe
und Sicherheit ihrem friedlichen Aufbau-
werk nachgehen. Sie tut alles, um das Do-
kument von Helsinki mit Leben zu erfül-
le^i, es zur Grundläge der Gestaltung der
bilateralen Beziehungen zu den anderen
Unterzeichnerstaaten zu machen und
multilateral zu verankern. Sie pflegt auf
der Basis der Prinzipien der friedlichen
Koexistenz gegenseitig vorteilhafte, dem
Frieden und der Sicherheit dienende Be-
ziehungen zu Staaten .anderer gesell-
schaftlicher Ordnung,. ,*

Der „heiße Herbst" Spaniens hat früher
begonnen als befürchtet. Die Regierung
Suarez kämpft an zwei Fronten: gegen
den Widerstand der Rediten und gegen
eine Wirtschaftskrise.

Seit der Ermordung des baskischen Poli-
tikers Araluce kommt es immer wieder

zu Demonstrationen, Streiks, Schlägerei-
en und Brandstiftungen, hinter denen
spanische Rechtsextremisten vermutet
werden. Die Taktik ist klar — ein Klima
der Angst und Unruhe zu schaffen, um
Ministerpräsident Suarez zum Rücktritt
zu zwingen und ihn — sc wird offen spe-
kuliert — durch eine Militärregierung zu
"ersetzen.

Suarez hat darauf enzschieden geant-
wortet, daß sein Kabinett am Reform-
kurs festhalten wolle unc „sich in seinem
Reformwillen "durch Terrorakte von Mi-
noritäten nicht beirren" lasse. Er demon-
strierte am vergangener. Freitag gleich
dreimal Stärke:

• Die Zulassung freier Gewerkschaf-
ten und unabhängiger Arbeitgeber-Orga-
nisationen wird eingeleitet. .

• Die eigentlich fälligen Gemeinde-
und Kommunalwählen "werden auf einen
Termin nach den Parlarrentswahlen ver-
schoben.

• Zur Abwehr der Wirtschaftskrise
müssen die Spanier langsimer fahren (der
ölimport reißt das größte Loch in die
Zahlungsbilanz), mehr für Strom bezah-
len und künftig — angeblich vorüber-
gehend — Entlassungen befürchten (die
unter dem Syndikatsgesetz nur schwer
möglich waren). Die Preise werden für
zwei Monate eingefroren; bei gescheiter-
ten Tarifverhandlungen dürfen die Löhne

nur an den offiziellen Lebenshaltungs-
kostenindex angeglichen werden.

Die Sparmaßnahmen sind bei den (noch
verbotenen) Gewerkschaften auf wenig
Gegenliebe gestoßen, zumal jüngste Ge-
rüchte wieder einmal behaupten, daß der
König intensive Gespräche mit Vertre-
tern der Banken und der Industrie ge-
führt habe. Das Sparprogramm sieht auch
Export- und Investitionshilfen vor.

In der Auseinandersetzung mit der
Rechten ist die Regierung Suarez nicht
vorangekommen. Zwar billigte der Na-
tionalrat, das Führungsgremium der Ein-
heitspartei, das vorgelegte Reformpro-
gramm, verabschiedete aber gleichzeitig
ein „Gutachten", das darauf hinaus-
läuft, möglichst vjele Elemente wie Po-.
litiker der „organischen Demokratie"
Francos in-die-neue Verfassung hinüber-

,zuretten. Dazu gehört eine ständische
Vertretung im — nach diesen Vorstellun-
gen — gleichberechtigten Oberhaus und
eine Stärkung des Thronrats. Für Suarez
ein Dilemma: Die sogenannten National-
räte stellen rund ein Fünftel in der Cor-
tes-Versammlung, die mit Zweidrittel-
mehrheit die neue Verfassung (und ihre
eigene Entmachtung) billigen muß.

Die Partei-Formierung hält an. Unter
dem Namen „Volksallianz" präsentierte
sich am vergangenen Wochenende ein
Wahlblock rechtsgerichteter Parteien,
die für politischen Pluralismus, soziale
Marktwirtschaft und Respektierung des
„Werkes eines Volkes während fast eines
halben Jahrhunderts" (also der Franco-
Ära) eintreten. Bekanntester Mitstreiter
ist Ex-Innenminister Fraga Iribarne.

Horst Bieber

Namen und Nachrichten

Wahlen auf Kuba
Zum erstenmal seit der Machtüber'

nähme Fidel Castros fanden am Sonn-
tag auf Kuba allgemeine Wahlen zu
169 Stadt- und Landkreisen statt. Von
den rund 27 000 Kandidaten gehören _
53 Prozent der KP an. Die am Sonn-'
tag gewählten Versammlungen wer-
den 14 Provinzparlamente und eine
.Nationalversammlung bestimmen, die
am 2. Dezember — dem 20. Jahrestag
der Landung Castros auf Kuba —
einen Staatsrat, den Staats- und Re-
gierungschef wählen sollen.

Sparprogramm für'Portugal
Die portugiesische Regierung -hat

angesichts eines erwarteten Zahlungs-
bilanz-Defizits von .35 Milliarden
Escudo 1976 (ungefähr drei Milliarden
Mark) ein Sparprogramm beschlossen:
Steuererhöhungen für Luxus- und
Konsumgüter', Erhöhung bestehender
Importsteuern, Einfuhrdepot, Preis-
erhöhungen für Verkehrsmittel. Das
Streikrecht war schon vorher einge-
schränkt worden.

Thadden-Trieglaff f
Im Alter von 85 Jahren starb am

vergangenen Sonntag der Begründer
des Deutschen Evangelischen Kirchen-
tages, Reinhold von Thadden-Trieg-
laff. Der pommersche Gutsherr, der
von 1949 bis 1964 Präsident des Kir-
chentages war, wollte mit dieser
Laienbewegung die Kirche erneuern1

und sie gesellschaftspolitisch engagie-
ren. Geprägt von pietistischer Fröm-
migkeit stritt Thadden-Trieglaff unter
Hitler für eine Kirche des Widerstands,
der er ab 1934 als Präses der pommer-
schen Bekenntnissynode diente.. Er
wurde Ehrenbürger von Löwen, weil
er sich als Kommandant der belgischen
Stadt während der deutschen Beset-
zung für die Menschen eingesetzt hatte.

Kurz gestreift
Gescheitert: der Versuch des Ameri-

kaners Edward Yost, den Atlantik im
Ballon zu überqueren; Yost mußte
etwa 300 Kilometer östlich der Azoren
notwassern. Empfangen: die amerika-
nischen Senatoren Mike Mansfield und
John Glenn vom stellvertretenden Mi-
nisterpräsidenten Li Hsien-riien in
Peking. Verzichtet: Werner Figgen,
SPD-Vorsitzender in Nordrhein-West-
falen, auf eine Wiederwahl. Wieder-
aufgenommen: die nordkoreanisch-
amerikanischen Verhandlungen in
Panmunjon nach der Teilung der frü-
her gemeinsamen Sicherheitszone. Ge-
wählt: der Jurist Hans Kutscher als
erster Deutscher zum Präsidenten des
Gerichtshofs der Europäischen Ge-
meinschaft. ,

Wechsel in Schweden
Nach 44 Jahren sozialdemokratischer
Herrschaft regiert in Schweden jetzt ein
bürgerlicher Dreierblock unter der Füh-
rung des Zentrumspolitikers Thorbjörn
Fälldin.

D er Umbruch fand jedoch nicht statt;
das Mandat des Wählers war ohnehin,

nicht eindeutig. Die Sozialdemokraten
bilden mit 152 Sitzen nach wie vor die
stärkste Reichstagsfraktion. Zusammen
mit den Kommunisten verfügt die Oppo-
sition über 169 von insgesamt 349 Stim-
men im neuen Parlament.

Die knappe Mehrheit der Regierungs-
.koälition (180 Sitze) beruht zudem auf
einem nur lockeren Bündnis widerstre-
bender Interessen. Fälldins bäuerliches
Zentrum muß sich die Macht mit den
städtisch .orientierten Liberalen (39 Sitze)
und den industriefreundlichen Konserva-
tiven (55 Sitze) teilen. Das Regierungs-
programm trug daher deutliche Spuren
eines mühsamen Kompromisses.

Ursprünglich war Fälldin mit dem
Versprechen angetreten, seine Landsleute
aus ihrem steuerlastigen Beamteristaat in
eine freiere Zukunft der Eigenbestim-
mung zu führen. Geschickt nutzte der
Bauer und Viehzüchter in seinem Wahl-
kampf die Ressentiments gegen einen
übermächtigen Wohlfahrtsstaat aus-. Ein
Kernpunkt seiner Kampagne war der
Kampf gegen die atomare Energieerzeu-
gung. Einem Reaktorbaustopp sollte die
totale Demontage aller bestehenden
Atomanlagen folgen. Doch der neue Pre-
mier mußte sich den Liberalen und Kon-
servativen beugen: Die Atomkraftwerke
werden vorläufig nicht abgerissen. ;;

Schreiben ist
die Möglichkeit, neue

Techniken zu erproben:

Montbl


